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Die erste Seite

ReformderGrundsteuer:
Die Zeit wird knapp

Mit Urteil vom 10. 4. 2018 hat das Bundesverfassungsgericht die Be-

wertungsgrundlage f�r die Grundsteuer f�r verfassungswidrig er-
kl�rt. Das Urteil kam nicht �berraschend. Die Bemessungsgrundla-
gen waren zu alt, die Grundst�ckswerte hatten sich seit 1964 regional
sehr unterschiedlich entwickelt und die verschiedenen Bewertungs-
methoden in Ost und West f�hrten zu einer weiteren Ungleichbe-
handlung.

Dem Gesetzgeber wurde aufgegeben, bis zum 31. 12. 2019 eine ver-
fassungskonforme Neuregelung zu schaffen, die bis zum 31. 12.
2024 umgesetzt werden muss. Die Politik und die Finanzverwaltung
h�tten sich eine l�ngere �bergangszeit gew�nscht. Viel Zeit wurde
unn�tig vertan, langsam wird es eng. Wird der Termin f�r eine Neu-
regelung nicht eingehalten, droht die Grundsteuer und damit eine
wesentliche Einnahmequelle der Gemeinden (ca. 14 Mrd. Euro)
wegzufallen.

Die Regierungsfraktionen haben am 25. 6. 2019 einen Gesetzent-
wurf zur Reform der Grundsteuer und des Bewertungsgesetzes ein-
gebracht. Dieser wird zurzeit in den politischen Gremien diskutiert.
Dabei interessieren vor allem drei Dinge: Die neuen Bewertungsre-
geln, eine besondere Grundsteuer f�r unbebaute baureife Grundst�-
cke und das Verbot, die Grundsteuer �ber die Nebenkosten auf den
Mieter umzulegen.

Die k�nftige Bewertung der Grundst�cke soll wertabh�ngig erfol-
gen. Das ist vom Grundsatz nicht anders als bisher. Die neuen Be-
wertungsregeln stellen eine Vereinfachung gegen�ber der bisherigen
Grundst�cksbewertung dar. Sie sind in einem neuen Abschnitt des
Bewertungsgesetzes (§§ 218–263 BewG) geregelt. Auch wenn diese
Vereinfachung ausdr�cklich zu begr�ßen ist, gibt es keinen sachli-
chen Grund, f�r die Grundsteuer eigene Bewertungsregeln zu schaf-
fen. Bei einem großen Wurf h�tte der Gesetzgeber die Bewertung
der Grundst�cke einheitlich vereinfachen k�nnen. Diese Chance hat
er vertan. Steuervereinfachung sieht anders aus.

Im politischen Streit �ber die neue Grundsteuer hat Bayern im Ge-
setzentwurf eine �ffnungsklausel erstritten, da dort wegen der sehr
hohen Grundst�ckspreise ein wertunabh�ngiges Fl�chenmodell pr�-
feriert wird. Jedes Bundesland kann jetzt oder sp�ter die L�nder�ff-
nungsklausel f�r sich beanspruchen, die k�nftig auch bei anderen
Steuern denkbar ist. Die Klausel bedarf einer �nderung des Grund-
gesetzes. Hierzu m�ssen auch Teile der Opposition zustimmen. Das
wird nicht ohne Zugest�ndnisse an anderer Stelle m�glich sein. Man
h�tte alles ganz einfach haben k�nnen, denn neben der Bemessungs-

grundlage gibt es immer noch einen von den Gemeinden frei zu be-
stimmenden Hebesatz.

Der Bundesfinanzminister hatte sich sehr fr�h festgelegt, dass die
Reform in der Summe zu keiner Mehr- oder Minderbelastung f�hren
soll. Im Einzelfall wird dieses zwangsl�ufig nicht zu vermeiden sein.
Hier ist �rger vorprogrammiert.

Die Bewertung wird k�nftig einfacher, sofern die vom Gesetzgeber
unterstellten Bewertungsgrundlagen alle verf�gbar und aktuell sind.
Die erstmalige Bewertung bis Ende 2024 wird eine Herkulesaufga-
be, von der man sich nicht so recht vorstellen kann, wie sie gelingen
soll. Die notwendigen Ressourcen auf der Seite der Finanzverwal-
tung und der Steuerpflichtigen und die damit verbundenen Kosten
scheinen wenig seri�s gesch�tzt zu sein. F�r die Bewertung der
36 Mio. Grundst�cke werden f�r die Steuerpflichtigen ein zeitlicher
Aufwand von 2,1 Mio. Stunden und Sachkosten von 445000 ge-
sch�tzt. Das sind nur 3,5 Minuten je Steuererkl�rung bei Sachkosten
von 0,01 Euro. Ist das realistisch?

Die Neubewertung der Grundst�cke soll k�nftig alle sieben Jahre er-
folgen. Nach dem alten Recht mit einem Turnus von drei Jahren hat
es in �ber 50 Jahren nicht eine einzige Neubewertung gegeben. Hof-
fen wir, dass der gute Vorsatz auch umgesetzt wird.

Mit einer besonderen Grundsteuer C f�r baureife, aber nicht bebaute
Grundst�cke sollen Spekulanten motiviert werden, die Grundst�cke
zu bebauen und damit Wohnraum zu schaffen. Das ist ein Griff in
die Mottenkiste. Eine �hnliche Grundsteuer wurde bereits 1961 ein-
gef�hrt, um den stetigen Preisanstieg f�r unbebaute Grundst�cke zu
bremsen und die Wohnungsnot zu lindern. Die Folge war damals,
dass vor allem finanzschwache Grundbesitzer ihre Grundst�cke ver-
kaufen mussten. Da die erfolgten Wirkungen nicht eintraten, wurde
die Grundsteuer C nach nur zwei Jahren wieder abgeschafft. Auch
jetzt ist noch nicht zu sp�t, um aus Fehlern zu lernen.

Im Rahmen der Reform wird die Abschaffung der Umlage der
Grundsteuer �ber die Nebenkosten diskutiert. Damit soll einem wei-
teren Anstieg der Mieten in Ballungsr�umen entgegengewirkt wer-
den. Der Vorschlag ist in mehrfacher Hinsicht problematisch. Die
fehlende Umlagef�higkeit der Grundsteuer wird ihren Ausgleich in
einer h�heren Kaltmiete finden, die trotz der Mietpreisbremse vie-
lerorts noch m�glich ist. Durch die Grundsteuer soll der Aufwand
f�r die kommunale Infrastruktur auf die Nutzer umgelegt werden.
Die Infrastruktur nutzen allerdings die Mieter und nicht die Vermie-
ter. Warum darf nur die Grundsteuer nicht umgelegt werden? Glei-
ches k�nnte auch f�r die M�llabfuhr oder die Straßenreinigung gel-
ten. Hier wird ein wichtiger Aspekt nicht beachtet. F�r die
Ankurbelung des Wohnungsbaus braucht man Investoren. Diese
brauchen sichere Kalkulationsgrundlagen und die Aussicht auf eine
angemessene Rendite. Der Vorschlag wird absehbar nicht zu mehr,
sondern zu weniger neuenWohnungen f�hren.

Bis zur notwendigen Verabschiedung des Gesetzes sind nur noch
wenige Wochen Zeit. Es bleibt zu hoffen, dass die Politik noch eine
tragbare L�sung findet und wir von den gr�ßten Fehlern verschont
bleiben.
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